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1. Mai: Solidarität!
Am 5. Mai jährt sich zum 200. Mal 
der Geburtstag von Karl Marx. Es 
macht den Eindruck, als würde seine 
Analyse der Entwicklung der Pro-
duktivkräfte und seine Schlussfolge-
rungen eine Renaissance erleben.
Überall gibt es Tagungen und Kon-
gresse über Marx und was er uns im 
21. Jahrhundert zu sagen hat. Vor al-
lem wohl, dass es nach wie vor lohnt, 
für seine Interessen zu kämpfen. Das 
haben in diesem Jahr die Tarifausei-
nandersetzungen in der Metall- und 
Automobilindustrie und im öffentli-
chen Dienst gezeigt. Die guten Ab-
schlüsse sind nicht vom Himmel ge-
fallen. Starke Gewerkschaften, Beleg-
schaften und Beschäftigte, die bereit 
waren, nicht nur für mehr Geld, son-
dern auch für neue Arbeitszeitmo-
delle zu streiken, waren eine notwen-
dige Voraussetzung.
Im Mai 2018 steht Thüringen gut da. 
Die Arbeitslosigkeit ist niedrig wie 
noch nie, Löhne steigen und die Lan-
desregierung hat mit dem beitrags-
freien letzten Kindergartenjahr, mit 
Einstellungen bei Lehrern und Poli-
zei und Investitionen in Ausbau und 
Sanierung öffentlicher Infrastruktur 
wichtige Impulse gesetzt.
Aber: SIEMENS und OPEL stehen 
im Moment beispielhaft dafür, dass 
auch in Thüringen nicht alles Gold 
ist, was scheinbar glänzt. Gewinne 
steigen und trotzdem werden Werke 
geschlossen und Beschäftigte entlas-
sen. Und auch hier gilt: Wer sich 
nicht wehrt, der hat schon verloren. 
Auch deshalb lohnt es sich, am 1. 
Mai für „Solidarität, Vielfalt und Ge-
rechtigkeit“ auf die Straße zu gehen.

Ihr Bodo Ramelow

Was sind aus Deiner Sicht heute 
die wichtigen Themen am 1. 

Mai?
Ganz klar: Solidarität, Vielfalt und Ge-
rechtigkeit. Also die Stärkung der 
Arbeitnehmerrechte und die Möglich-
keiten zu deren Durchsetzung. Mir 
geht es um die Stärkung von Gewerk-
schaften in den Betrieben, den Behör-
den und Dienststellen und um das 
solidarische Miteinander der Gewerk-
schaften bei der Vertretung von Be-
schäftigten. Es sind Themen, denen 
sich die Landespolitik annehmen muss 
– und das tut die rot-rot-grüne Regie-
rung.

Das Land als Arbeitgeber und die 
Interessen der Beschäftigten – wo 

stehst du da als Gewerkschafter in 
einer Regierungsfraktion? 
Ich verstehe, dass es unterschiedliche 
Interessen bei Vertretern der Regie-
rung auf der einen Seite und den An-
gestellten und Beamten auf der ande-
ren Seite gibt. Eben deshalb ist es so 
wichtig, dass die Abgeordneten der 
rot-rot-grünen Koalition ihre eigene 
Sicht haben und sich für die Interessen 
der Beschäftigten einsetzen. Wenn ich 
zum Beispiel an die Änderung des Be-
soldungsgesetzes denke, haben die 
Abgeordneten von LINKE, SPD und 
Grünen kräftig nachgebessert – zu-
gunsten aller Beamten und einzelner 
Beschäftigtengruppen. Aktuell erwar-
ten wir die Vorlage des neuen Personal-
vertretungsgesetzes. Zurecht erhoffen 

die Personalräte eine Verbesserung der 
Instrumente für eine wirksame Inte-
ressenvertretung. Wir werden zum 
Beispiel das Instrument der gericht-
lichen Durchsetzung von Vertretungs-
rechten entscheidend verbessern. Ich 
bitte aber auch Beschäftigte und Ge-
werkschaften, sich mit ihren Vorschlä-
gen und Interessen in die Debatte ein-
zubringen.

Was sind deine politischen Projek-
te?
Als Sprecher für Gewerkschaftspolitik 
muss man sich einerseits für politische 
Forderungen gegenüber der Bundes-
regierung stark machen: Niedriglöhne, 
Mini- und Midijobs sind keine Pers-
pektive, Schluss damit! Die Schonzeit 
für die Arbeitgeber muss vorüber sein! 
Überstunden und Überlastung im öf-
fentlichen Dienst gehören abgeschafft, 
wir fordern mehr Personal. Finger weg 
vom Arbeitszeitgesetz und mehr Mit-
bestimmung! Und ich sage: Investiert 
in bessere Bildung und Infrastruktur! 
Eine Lohnlücke – zur Zeit von 21 Pro-
zent – bei der Bezahlung von Frauen 
ist ungerecht. Beendet das! Arbeitge-
ber, die aus der Tarifbindung flüchten, 
verweigern gerechte Löhne. Verbietet 
es ihnen! Reiche müssen mehr tragen 
als Arme – wir fordern ein gerechtes 
Steuersystem. Und schließlich: Stärkt 
ein soziales und solidarisches Europa! 
Darüber hinaus vertrete ich auf der 
Ebene der Landespolitik die Interessen 
von Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst. Da verfolge ich einige Projek-
te mit großer Leidenschaft: Ganz oben 
stehen ein modernes Personalvertre-
tungsgesetz mit Allzuständigkeit für 
Personalräte und ein modernes Ver-
gabegesetz mit wirksamen Kontroll-
möglichkeiten, das ordentliche Min-
destlöhne bei öffentlichen Aufträgen 
garantiert.

Rainer Kräuter ist gewerkschaftspoliti-
scher Sprecher der Fraktion DIE LINKE 
im Thüringer Landtag und Mitglied der 
„Gewerkschaft der Polizei“.
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Der Einsatz für Gute Arbeit und 
eine aktive Arbeitsmarktpoli-

tik kennzeichnen die Politik, für 
die unsere rot-rot-grüne Landesre-
gierung steht. Das ist ein radikaler 
Wechsel: Bei der CDU galten Nied-
riglöhne als angeblicher „Standort-
vorteil“.

✎ von Heike Werner

Was ist bisher erreicht? Beim Ab-
bau der Arbeitslosigkeit sind wir gut 
vorangekommen. Im Jahr 2015 lag die 
Arbeitslosenquote in Thüringen bei 
7,4 Prozent. Im Jahr 2017 waren es nur 

noch 6,1 Prozent. Ich gehe davon aus, 
dass wir 2018 sogar deutlich unter 6 
Prozent liegen werden. Gleichzeitig ist 
die sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung gestiegen. Beides kann 
sich sehen lassen. Natürlich spielt die 
Konjunktur eine Rolle. Aber die ist 
bundesweit da – und trotzdem liegt 
Thüringen in Ostdeutschland an der 
Spitze und lässt eine Reihe westdeut-
scher Länder hinter sich.

Zu den Schwerpunktprojekten 
meines Ministeriums gehört die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf. 
Hier setzen wir mit dem Landespro-

gramm Solidarisches Zusammenle-
ben der Generationen, das bereits in 
zwei Modellkommunen gestartet 
wurde, neue Akzente. Aufgrund der 
demographischen Entwicklung hat 
das Thema Fachkräftesicherung zent-
rale Bedeutung. Mit aktiver Arbeits-
marktpolitik bauen wir Langzeitar-
beitslosigkeit weiter ab und erschlie-
ßen Beschäftigungspotentiale. Das 
gilt ebenso für die wichtige Arbeits-
marktintegration von Migrantinnen 
und Migranten.

Bei der Arbeitsmarktpolitik ist die 
öffentlich geförderte Beschäftigung – 

Aktiv für gute Arbeit! 
ein linkes Kernprojekt – neu dazuge-
kommen. Mit einem sozialen Arbeits-
markt ermöglichen wir Teilhabe. Das 
Förderprogramm wurde von exter-
nen Wissenschaftlern bewertet. Ihre 
Analyse bestätigt: wir erreichen genau 
diejenigen, die Unterstützung benöti-
gen. Was mir besonders wichtig ist: 
die in den Projekten geförderten 
Menschen fühlen sich gestärkt und 
wieder als Teil unserer Gesellschaft.

Heike Werner ist Mitglied der Partei DIE 
LINKE und Thüringer Ministerin für Ar-
beit, Soziales, Gesundheit, Frauen und 
Familie

Links und Polizist
Im Interview: Gewerkschaftspolitiker Rainer Kräuter (DIE LINKE)
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„Immer an eurer Seite!“
Landesregierung und LINKE-Fraktion unterstützen Beschäftigte bei Opel in Eisenach  

Ministerpräsident Bodo Rame-
low (DIE LINKE) war wü-

tend: „PSA legt die Axt an Opel an, 
und sie beginnen damit in Eise-
nach“. Auf die Kundgebung der IG 
Metall am 24. April 2018 vor dem 
Werkstor in Eisenach waren gut 
1.500 Beschäftigte und Unterstütze-
rInnen gekommen – darunter für 
DIE LINKE im Thüringer Landtag 
Fraktionschefin Susanne Hen-
nig-Wellsow und die Abgeordnete 
Anja Müller. Neben Ramelow spra-
chen Vertreter von Gewerkschaft, 
Eisenachs Oberbürgermeisterin 
Katja Wolf (DIE LINKE) und von 
den Betriebsräten mehrerer 
Opel-Standorte zu den Versammel-
ten. Mit Bussen waren Beschäftigte 
aus den Werken Kaiserslautern, 
Rüsselsheim, Dudenhofen und Bo-
chum nach Thüringen gekommen, 
um die KollegInnen hier zu unter-
stützen. An einer internen Be-
triebsversammlung zuvor im Werk 
hatten Ramelow und Wirtschafts-
minister Wolfgang Tiefensee (SPD) 
teilnehmen können – beide an der 
Spitze des Zuges der Beschäftigten, 
die gemeinsam aus der Versamm-
lung vors Tor zogen. 

Der französische Konzern PSA 
drohe mit dem Abbau von Arbeits-
plätzen oder gar Werkschließungen, 

kritisieren Gewerkschaften und Poli-
tik. Der Konzern verlange laut Presse-
berichten zudem von seinen Beschäf-
tigten Verzicht auf Lohn sowie Ur-
laubs- und Weihnachtsgeld. „Wir ste-
hen als LINKE solidarisch an der Sei-
te der Beschäftigten, ihrer Familien 
und den Gewerkschaften. Die Lan-
desregierung, Oberbürgermeisterin 
Wolf und die rot-rot-grünen Koaliti-
onsfraktionen werden alles dafür tun, 
in Eisenach Beschäftigung zu si-
chern“, stellte Fraktionsvorsitzende 
Hennig-Wellsow klar. Und weiter: 
„Wir werden der Belegschaft in ihrem 
Kampf gegen die Schließung des 
Opel-Werkes politisch Rückende-
ckung geben. Eisenach muss ein mo-
derner Industriestandort bleiben und 
die Marke Opel ist damit fest verbun-
den.“ Um öffentlich den Druck auf 
PSA zu erhöhen, Standorte und Jobs 
zu erhalten, haben die Fraktionen von 
SPD und DIE LINKE eine aktuelle 
Stunde im Thüringer Landesparla-
ment beantragt, die am 25. April be-
handelt wurde. Das Motto: „Investiti-
onszusagen für Opel-Werk einhalten 
- Produktionsstandort Eisenach si-
chern!“ In ihrer Begründung mach-
ten die beiden Fraktionen ihre Forde-
rung klar: „Die im Zuge der Über-
nahme von Opel im November 2017 
durch PSA getätigten  Investitionszu-
sagen  müssen eingehalten werden, 

um allen Opel-Standorten in 
Deutschland eine langfristige Pers-
pektive zu geben.“ SPD und LINKE 
kritisieren das Vorgehen des französi-
schen Konzerns: „Obwohl diese die 
Voraussetzung für die Unterstützung 
der Übernahme durch Betriebsräte, 
Gewerkschaft und des Landes war, 
werden die Investitionszusagen sei-
tens des PSA Konzerns laut aktuellen 
Medienberichten an weitere Bedin-
gungen geknüpft.“

In seiner Rede forderte Landesva-
ter Ramelow vom französischen Kon-
zern eine Zusage, die Standorte und 
die Marke Opel als Autobauer zu er-
halten. Er attackierte die jüngsten 
Entscheidungen von PSA mit deutli-
chen Worten und pochte auf die Ein-
haltung von geltenden Tarifverträgen. 
Es brauche eine „Zukunftsgarantie“ 

und eine ordentliche Auslastung des 
Eisenacher Werks. Die Ankündigung, 
in Thüringen nur noch ein Modell 
mit 70.000 Stück zu fertigen, das sei 
viel zu wenig. Es brauche eine ordent-
liche Auslastung des Werkes. Auch 
für Zulieferer, Zeit- und Leiharbeiter 
sowie die Firmen in Stadt und Region 
sei der Erhalt des Werks entscheidend 
– bis zum „Bäcker an der Ecke“, der 
von den Beschäftigten lebe, so Rame-
low.

Die Chefin der LINKE-Fraktion, 
Susanne Hennig-Wellsow, sagte nach 
der Kundgebung in Eisenach: „Nur 
solidarisch können wir den Druck auf 
das PSA Management erhöhen und 
tariflich entlohnte Beschäftigung si-
chern. Opel muss Autobauer bleiben, 
die Standorte und die Arbeitsplätze 
erhalten werden!“
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Seit Monaten zittern die Beschäftig-
ten bei Siemens in Erfurt um ihre 

Jobs. Wie ist der Stand?

Das Zittern hat Bestand. Für die Be-
schäftigten und den regionalen Zuliefe-
rer gibt es keine Entwarnung. Es geht 
um Sicherheit, die Siemens bisher nicht 
liefert.

Ende 2017 gab es zahlreiche Aktionen 
gegen die mögliche Schließung des 
Werks. Was passiert zur Zeit, um Jobs 

und Standort zu erhalten? Wird Un-
terstützung gebraucht?

Mit unseren Aktionen haben wir viel 
erreicht. In der Öffentlichkeit ist das 
Thema angekommen: Die überwiegen-
de Mehrheit der Bevölkerung ist nicht 
der Auffassung, dass man Standort-
schließungen, Verkäufe und Massen-
entlassungen als rein unternehmerische 
Entscheidungen hinnehmen muss. Die 
Erwartungen an Politik und Wirtschaft 
sind sehr hoch. Mit der öffentlichen 
Unterstützung haben wir den Druck 
auf das Management erhöhen können. 
Gegenwärtig befinden wir uns in Ge-
sprächen, um auszuloten, inwieweit in 
Verhandlungen eingestiegen werden 
kann. Die Beschäftigten haben sich bei 
ihren Aktivitäten immer für ein solida-
risches, gemeinsames Handeln aller 
Standorte eingesetzt. Das ist eine Stär-
ke. Da wir noch lange nicht am Ziel 
sind, ist weitere Unterstützung erfor-
derlich. Es ist allerdings an der Zeit, 
dass sich nicht nur Landesregierungen 
für die Standorte einsetzen. Die Bun-

Noch nicht am Ziel
Im Interview: Bernd Spitzbarth, Geschäftsführer der IG Metall  
Erfurt/Nordhausen, über Angst um Siemens-Jobs und Initiativen 
gegen Konzernmacht und für Mitbestimmung.

desregierung muss sich klar zum Erhalt 
aller Standorte und der Beschäftigung 
positionieren. Hier erwarten wir mehr 
Initiative!

Der Erfurter Siemens-Betriebsrats-
vorsitzende Mario in der Au und Sie 
waren bei der europäischen Links-
fraktion zur Diskussion – die Thürin-
ger Linksfraktion hatte den Kontakt 
vermittelt. Schließungen, Standort-
verlagerungen und Entlassungen sind 
auch in anderen Ländern ein Prob-

lem. Gibt es europäische Initiativen, 
um gemeinsam darauf zu reagieren?

Eine gemeinsame Initiative, um Be-
schäftigte besser schützen zu können, 
ist wichtig. Die Instrumente liegen auf 
der Hand: erweiterte Mitbestimmung 
für Betriebsräte und eine gesetzliche 
Einschränkung von Massenentlassun-
gen bei Gewinnen. Hier sind die natio-
nale und die europäische Politik gefor-
dert. Eine einheitliche Position ist aber 
im Europaparlament nicht zu erken-
nen. Die Europäische Kommission 
sagt, dass sie nicht in Entscheidungen 
des Managements in private Unterneh-
men eingreift. Auch die Bundesregie-
rung und einige Parteien sehen die Ent-
scheidung über Einstellungen und Ent-
lassungen allein bei den Unternehmen. 
Die Bundesregierung sieht Unterneh-
men zwar in einer sozialen Verantwor-
tung, allerdings ohne Verbindlichkei-
ten. Wir benötigen aber Verbindlich-
keiten, die bei Verstößen schnell sankti-
oniert werden können. Das Prinzip der 
Freiwilligkeit funktioniert in einer auf 

Margen ausgerichteten Marktwirt-
schaft nicht. Eine Initiative gibt es der-
zeit nur bei der Linkspartei.

Mitte März haben die Mitglieder der 
IG Metall Erfurt/Nordhausen einen 
offenen Brief an Kanzlerin Angela 
Merkel geschrieben – gegen Konzern-
macht und für mehr Mitbestimmung. 
Was sind Ihre Forderungen?

Die Delegierten haben zum Ausdruck 
gebracht, dass die soziale Marktwirt-
schaft nicht nur in Sonntagsreden von 
Politikern und Wirtschaftsvertretern 
auftauchen darf, sondern in die Praxis 
umzusetzen ist. Hierfür stehen die Be-
stimmungen des Grundgesetzes: Un-
ternehmen und Konzerne stehen in ei-
ner besonderen Verantwortung, sind in 
der Pflicht. Wir fordern am Beispiel Sie-
mens schon seit längerem einen indust-
riepolitischen Dialog mit dem Bund 
und der Kanzlerin - bisher leider erfolg-
los. Mit dem Wandel der Industrie – 
Stichworte Digitalisierung und Ener-
giewende - erwarten die Menschen, 
dass das Thema Arbeit und Sicherheit 
mitgedacht wird. Es muss einem 
DAX-Konzern wie Siemens zuzutrauen 
sein, ein Management zu haben, das die 
Standorte mit zukunftsfähigen Pro-
dukten auslastet. Wenn ich also Pro-
dukte der Energieerzeugung herstelle, 
muss ich mich weiterentwickeln, inves-
tieren und forschen. Siemens hat sich 
das in der Vergangenheit zu einfach ge-
macht. Da hilft auch nicht die Ansage, 
dass man Arbeitsplätze an anderer Stel-
le schaffen will. Das Bekenntnis zur so-
zialen Marktwirtschaft verlangt, 
Mensch, Gesellschaft und Arbeit zu-
sammen zu denken.

Und in Thüringen? Was kann oder 
müsste Politik tun, um die Situation 
der Metall-Beschäftigten zu verbes-
sern?

Allein mit regionaler Industriepolitik 
ist dem nicht beizukommen. Die Bun-
despolitik sollte klare Regeln schaffen, 
dass ein Unternehmen mit positiven 
Ergebnissen nicht einfach Werke 
schließen oder Massenentlassungen 
durchführen kann. Industrie- und An-
siedlungspolitik muss sich auf Unter-
nehmen konzentrieren, die ihren 
Standort auf Grund guter Infrastruktur 
wählen und sich nicht auf in Aussicht 
gestellte Vergünstigungen konzentrie-
ren. Zu guter Infrastruktur gehört auch 
gute Arbeit, also Tarifbindung und 
Mitbestimmung. Auch das sind Garan-
ten für ein stabiles soziales und wirt-
schaftliches Umfeld.

Ausbildung

Azubi-Ticket 
nötig!

Die rot-rot-grüne Thüringer Re-
gierungskoalition strebt die 

Einführung eines kostengünstigen 
Azubi-Tickets für den öffentlichen 
Nahverkehr an, das hatten DIE 
LINKE, SPD und Grüne 2014 im 
Koalitionsvertrag gemeinsam fest-
gelegt. Torsten Wolf ist als bil-
dungspolitischer Sprecher der 
Linksfraktion auch für das Thema 
Ausbildung zuständig. Er setzt sich 
gemeinsam mit der Verkehrsexper-
tin der Fraktion, Dr. Gudrun Lukin, 
für die Einführung eines günstigen 
Nahverkehr-Tickets für Azubis ein. 

Der frühere Vorsitzende der Thü-
ringer „Gewerkschaften Erziehung 
und Wissenschaft“ sagt: „Den poli-
tischen Willen, ein Azubi-Ticket 
einzuführen, haben wir im Landes-
haushalt 2018/19 festgeschrieben – 
die finanziellen Vorbereitungen 
sind also getroffen. Das Land stellt 
erheblich mehr Geld zur Verfügung 
als bisher - pro Jahr fünf Millionen 
Euro. Wir unterstützen die Landes-
regierung bei der Umsetzung, ein 
möglichst kostengünstiges Ticket 
für alle zu schaffen.“ Bisher beka-
men nur wenige Auszubildende fi-
nanzielle Unterstützung für Fahrt-
kosten – 2017 stellten zum Beispiel 
775 Menschen Anträge auf Zuschüs-
se auf Unterstützung.

Bildungsexperte Wolf stellt klar: 
Das zuständige Thüringer Ministe-
rium für Infrastruktur und Land-
wirtschaft kümmert sich aktiv um 
Lösungen, damit das Ticket endlich 
Realität wird: „Ministerin Birgit 
Keller und Staatssekretär Klaus 
Sühl verhandeln hart mit den Ver-
kehrsverbünden.“ Doch Wolf be-
klagt, die „Kleinstaaterei“ der Ver-
kehrsverbünde verhindere bisher ei-
ne Lösung. Er sagt: „Als LINKE 
wollen wir eine Lösung für alle 
Azubis in Thüringen! Wir haben als 
rot-rot-grüne Fraktionen und als 
Landesregierung den festen Willen, 
zum 1. August 2018 als ersten 
Schritt für möglichst viele ein mög-
lichst günstiges Ticket anzubieten.“ 
Der Experte für Bildungs- und Aus-
bildungspolitik macht klar: „Kos-
tengünstig und für alle, das ist Ziel 
der LINKEN.“ 

Auch Bodo Ramelow (DIE LIN-
KE), Ministerpräsident des Freistaa-
tes Thüringen, hatte im März 2018 
gegenüber der Industrie- und Han-
delskammer noch einmal um Unter-
stützung für das Ticket geworben. 
Es bedürfe „einer gemeinsamen 
Kraftanstrengung zwischen den Be-
trieben, den Auszubildenden, den 
Verkehrsträgern des Landes und 
den Kammern“, um das Ticket ge-
meinsam auf den Weg zu bringen, 
appellierte Ramelow. 
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» Whatsapp-Verbot?
Ein Verbot des Messangers „What-
sApp“ für Jugendliche unter 16 
Jahren löst keine Probleme, stellt 
Katharina König-Preuss klar. Die 
netz- und datenschutzpolitische 
Sprecherin der Thüringer Links-
fraktion sagt: „Der verantwor-
tungsvolle Umgang mit sozialen 
Medien und Messengern muss er-
lernt werden. Dies gilt nicht nur 
für Kinder und Jugendliche, son-
dern auch für Eltern und Erwach-
sene. Wichtig wäre eine weitge-
hende Transparenz, welche Daten 
von dem Dienst verarbeitet und 
weitergegeben werden. Die Mög-
lichkeit, bestimmte Weitergaben ef-
fektiv zu unterbinden und Daten 
auch wirklich zu löschen, wären 
aus datenschutzpolitischer Sicht 
wichtigere Maßnahmen.“

» Gewalt an Schulen
„Gewalt und Mobbing an Schulen 
sind keine Massenphänomene. 
Schüler und Lehrer gehen in Thü-
ringen angstfrei an ihren Lern- und 
Arbeitsort“, sagt Torsten Wolf. 
Doch der bildungspolitische Spre-
cher der Linksfraktion warnt: 
„Trotzdem sind einzelne Vorfälle 
alarmierend.“ Über Medien, soziale 
Netzwerke und Elternhäuser wür-
den viele Probleme an die Schulen 
getragen – eine Aufgabe für Schul-
psychologen, Schulsozialarbeiter 
und Lehrer, betont Wolf. 
Und er sagt: „Wir als Regierungs-
fraktionen werden das Schulgesetz 
im Bereich Demokratisierung von 
Schule so weiterentwickeln, dass 
Lehrer, Schüler und Eltern ihre In-
teressen im Konsens weiter lösen 
können.“

» Befreiung!
Zum 73. Jahrestag der Befreiung 
der KZ Buchenwald und Mittel-
bau-Dora sagte Susanne Hen-
nig-Wellsow, Vorsitzende der Thü-
ringer Linksfraktion: „Der Schwur 
von Buchenwald muss uns Leitlinie 
sein und bleiben: ´Die Vernichtung 
des Nazismus mit seinen Wurzeln 
ist unsere Losung. Der Aufbau ei-
ner neuen Welt des Friedens und 
der Freiheit ist unser Ziel.́  Faschis-
mus und Neonazismus dürfen nie 
wieder an die Macht gelangen. Wir 
müssen uns dem Erstarken der 
Rechten entgegenstellen. Gedenk-
stätten, wie Buchenwald und Mit-
telbau-Dora, halten die Erinnerung 
an den Massenmord und an die 
Shoa ebenso wach, wie die zahlrei-
chen kleinen Gedenkstätten quer 
durchs Land.“

Mehr Bürgerbeteiligung, mehr 
Demokratie, das hat sich DIE 

LINKE auf ihre Fahnen geschrie-
ben und sich dafür seit Jahren viel-
fältig engagiert – im Landtag, aber 
vor allem auch im außerparlamen-
tarischen Bereich und im Bündnis 
Mehr Demokratie. Inzwischen ge-
hört die Thüringer Gesetzgebung 
im direktdemokratischen Bereich 
zu den fortschrittlichsten in ganz 
Deutschland. Aber weitere Verbes-
serungen sind möglich und not-
wendig. 

Daher haben die Koalitionsfraktio-
nen dem Landtag einen Gesetzent-
wurf zum Ausbau der Demokratie 
auf Landesebene vorgelegt. Kürzlich 
befasste sich der Innen-und Kommu-
nalausschuss im Rahmen einer öf-
fentlichen Anhörung mit dem Gesetz. 
Die Mitglieder des Ausschusses aus 
den Fraktionen DIE LINKE, SPD 
und Grüne zeigten sich nach der in-
tensiven, über mehrere Stunden an-
dauernden Sitzung und Diskussion 
sehr zufrieden mit der breiten Unter-
stützung des Reformvorhabens durch 
die große Mehrzahl der Anzuhören-
den. „Die Zeit ist reif für mehr Bür-
gerbeteiligung bei Volksbegehren, die 
Umwandlung des Bürgerantrags in 
einen Einwohnerantrag und die Ab-
senkung des Wahlalters auch bei 
Landtagswahlen auf 16 Jahre“, erklär-
ten Anja Müller (DIE LINKE), Clau-
dia Scheerschmidt (SPD) und Dirk 
Adams (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN).

 „Wichtig ist vor allem das weitge-
hende Zurückdrängen des so genann-
ten Finanzvorbehalts, um mehr 
Volksbegehren möglich zu machen, 

Mehr Demokratie und 
Bürgerbeteiligung
Bei Anhörung viel Zustimmung für rot-rot-grünen Gesetzentwurf 

denn die meisten Anliegen kosten 
einfach Geld. Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahler sollten über dessen Ver-
wendung mehr mitbestimmen dür-
fen. Wie Andreas Gross, Anzuhören-
der aus der Schweiz, bestätigte, zeigen 
dortige Erfahrungen, dass die Men-
schen bei der direkten Demokratie 
genauso vernünftig, in vielen Fällen 
sogar vernünftiger, mit Geld und 
Kosten umgehen als die Parlamenta-
rier. Durch die Pflicht zum De-
ckungsvorschlag ist im R2G-Gesetz-
entwurf dafür gesorgt, dass sich Initi-
atoren von Volksbegehren auch einen 
Kopf um die Finanzierung ihres Vor-
habens machen müssen“, betonte An-
ja Müller, die für die Linksfraktion 
Sprecherin für Bürgerbeteiligung ist. 
Längst überfällig ist die Absenkung 

des Wahlalters für die Landtags-
wahlen auf 16 Jahre. „Es besteht 
kein Grund, 16- und 17-Jährigen 
das Wahlrecht weiter vorzuenthal-
ten“, so Claudia Scheerschmidt. 
Und Dirk Adams wies auf die Hal-
bierung der Quoren für Volksbe-
gehren (fünf Prozent der Wahlbe-
rechtigten) und den Einwohneran-
trag, für den nur noch 10.000 Un-
terschriften nötig wären, hin.

Die rot-rot-grünen Abgeordne-
ten forderten die CDU dringend 
auf, sich nun in Sachen Ausbau der 
Demokratie auf Landesebene auf 
wirksame Verbesserungen hinzu-
bewegen, „denn die Anhörung hat 
gezeigt, dass der Gesetzentwurf da-
für eine sehr brauchbare Grundlage 
darstellt“.
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Gegen 
Rassismus
Von Sabine Berninger

Die Enquetekommission Rassis-
mus hörte am 10. April im Landtag 
Vertreterinnen und Vertreter von 
NGOs und aus Politik und Verwal-
tung zu Strategien gegen Rassismus 
anderer Bundesländer, des Bundes 
und der EU. 

Ein qualifiziertes Informations- 
und Unterstützungsangebot in unab-
hängigen Beratungsstellen sei wich-
tig, so Daniel Bartel vom Antidiskri-
minierungsverband Deutschland. 
Wehren sich Betroffene, gehe es 
nicht allein um Verbesserungen für 
sich selbst, sondern um Veränderun-
gen für die Gesellschaft: „Antidiskri-
minierungsberatung ist auch Impuls-
geber. Gesetze allein reichen nicht 
aus, um Realitäten zu ändern.“

Neben den öffentlichen Anhörun-
gen kann die Enquetekommission 
auch aus zahlreichen schriftlichen 
Stellungnahmen schöpfen. Darin 
wird immer wieder ein Monitoring, 
eine Datengrundlage zu von Rassis-
mus betroffenen Menschen bzw. ras-
sistischen Vorfällen gefordert. In der 
Schweiz etwa wird bereits seit 1995 
eine Urteilssammlung zur Rassis-
musstrafnorm (§ 216bis StGB) ge-
führt, alle zwei Jahre wird der Be-
richt „Rassistische Diskriminierung 
in der Schweiz“ veröffentlicht, der 
auf der jährlichen statistischen Erhe-
bung zum „Zusammenleben in der 
Schweiz“ basiert.

Mit der Anhörung zu Strategien 
hat die Kommission die Phase I ihres 
Arbeitsplanes – die Informationsge-
winnung - abgeschlossen. Derzeit 
wird der dem Landtag vorzulegende 
Zwischenbericht erarbeitet. Danach 
geht es in Auswertung der Informati-
onsphase an die Entwicklung konkre-
ter Maßnahmen. Dass Rassismusbe-
kämpfung eine Daueraufgabe ist, hat 
uns die Eidgenössische Kommission 
gegen Rassismus EKR – die es, seit 
1995 arbeitend, ja wissen muss – ins 
Stammbuch geschrieben.

Mehr Informationen auf www.die-linke-
thl.de, unter #EnqueteRassismus oder 
über unseren Newsletter.
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Alternative 54

Fast 1,3 Millionen 
gespendet

Es vergeht kaum eine Woche, in der 
Abgeordnete der Fraktion DIE 

LINKE nicht auch als Mitglieder der 
Alternative 54 Erfurt e.V. unterwegs 
sind und Spenden übergeben. Geld, 
das sie aus ihren Diätenerhöhungen 
als Mitgliedsbeiträge einzahlen, um 
sie sozialen, kulturellen sowie Sport-
und Bildungsprojekten in Thüringen 
zugutekommen zu lassen. 

So waren Ina Leukefeld und Steffen 
Harzer kürzlich bei der Bergwacht in 
Oberhof und übergaben einen Spen-
denscheck an Daniel Fritsche. Es geht 
dabei um die Unterstützung für die 
Arbeit der zahlreichen Ehrenamtli-
chen, die engagiert dafür sorgen, dass 
Wanderer und Touristen im Thüringer 
Wald sicher unterwegs sein können. 
Das Geld wird für die Anschaffung ei-
nes neuen Defibrillators verwendet.

Und Ralf Kalich verband einen Be-
such in der Stadtbibliothek Bad Loben-
stein mit der Übergabe einer „alterna-
tiven“ Spende an die bei den Bürgern 
beliebte Einrichtung und ihren Mitar-
beiter Roland Barwinsky. Damit wol-
len sie vor allem den Kinderbücher-Be-
stand erweitern, denn regelmäßig sind 
Schulklassen und Kindergartengrup-
pen in der Bibliothek.

Wie Mitarbeiterin Maria Funke in-
formierte, haben die Mitglieder des 
Abgeordnetenvereins allein im März 17 
Spenden, die sich auf 6.000 Euro sum-
mieren, überreicht. Damit ist die Ge-
samtzahl der durch die Alternative 54 
seit Vereinsgründung im Jahr 1995 aus-
gereichten Zuwendungen auf 3.411 an-
gestiegen und die Gesamtspenden-
summe beträgt jetzt 1.262.101 Euro. 
Derzeit liegen bereits schon wieder 50 
Neuanträge vor, die in den nächsten 
Wochen und Monaten bearbeitet wer-
den. 

Es ist wohl nicht vermessen, festzu-
stellen, dass die Aufgabe des 1995 durch 
12 Abgeordnete der PDS-Landtagsfrak-
tion gegründeten Vereins, eine glaub-
hafte Alternative zum Diätenautoma-
tismus im Artikel 54 der Thüringer 
Verfassung darzustellen, nach wie vor 
eindrucksvoll erfüllt wird. 

Das Verhalten des Manage-
ments im Fall Opel sei ein 

„inakzeptabler Wortbruch“, kriti-
sieren DIE LINKE, SPD und Grü-
ne. Der Opel-Eigentümer „PSA“ 
droht mit Arbeitsplatzabbau im 
Werk Eisenach, Aufkündigung 
des Tarifvertrags und will so of-
fenbar Lohnkürzungen erzwin-
gen. Dagegen wehren sich Be-
schäftigte, Gewerkschaften und 
Politik.

Ministerpräsident Bodo Rame-
low (DIE LINKE) schrieb: „In Eise-
nach soll es vorexerziert werden! 
Zuerst die allgemeinen Kosten sen-
ken und Personal radikal abbauen, 
dann die Löhne senken, Mittbe-
stimmung &Tarifverträge abbauen. 
Betriebsräte und IGM stören 
wohl?“ Auch Wirtschaftspolitiker 
Dieter Hausold (DIE LINKE) ist 
empört: „Der mögliche Arbeits-

Skandalöser Wortbruch 
LINKE fordert Erhalt von OPEL-Arbeitsplätzen und Standort Eisenach 

platzabbau bei Opel und mögliche 
Folgen für die Zuliefererbranche 
wären ein schwerer Schlag für die 
Beschäftigten und die industrielle 
Entwicklung. PSA würde sich nicht 
nur vertragsbrüchig zeigen, son-
dern auch ihre gesellschaftliche 
Verantwortung für das Gemein-
wohl ignorieren.“ Auch Eisenachs 
Oberbürgermeisterin Katja Wolf 
(DIE LINKE) bot sofort Angestell-
ten und dem Betrieb Unterstüt-
zung an.

Die neue Situation bei Opel war 
schon am 19. April Thema im 
Wirtschaftsausschuss des Landta-
ges und wird am 25. April Thema 
einer „Aktuellen Stunde“ werden, 
die LINKE und SPD beantragt ha-
ben. Klar ist: Landesregierung und 
Rot-Rot-Grün stehen an der Seite 
der Beschäftigten.

Es ist ein wichtiger Schritt hin 
zur demokratischen, sozialen 

und offenen Hochschule, wenn nun 
der Thüringer Landtag nach einem 
intensiven Dialogprozess Ende Ap-
ril das neue Thüringer Hochschul-
gesetz verabschiedet. 

Von  Christian schaft

Das „Thüringer Gesetz zur Stär-
kung der Mitbestimmung an den 
Hochschulen“ bricht mit dem Nimbus 

Mit neuen Kompetenzen versehen 
und besser in die Gremien eingebun-
den werden auch die Gleichstellungs-
beauftragten. Mit der Einsetzung von 
Diversitätsbeauftragten wird der stei-
genden Vielfalt an den Hochschulen 
Rechnung getragen. Auch in Sachen 
Studienbedingungen tut sich etwas. So 
wird die Anwesenheitspflicht reduziert 
auf Veranstaltungen, bei denen das Er-
reichen des Lernzieles von diesen ab-
hängig ist. Sie entfällt damit für Vorle-
sungen und einen Teil der Seminare. 
Zudem verabschiedet sich das Gesetz 
von dem datenschutzrechtlich frag-
würdigen Umgang mit Krankschrei-
bungen von Studierenden zur Feststel-
lung der Prüfungsunfähigkeit. Künftig 
reicht die Vorlage der Krankschrei-
bung durch den Arzt. 

Nicht zuletzt wird es auch Verbesse-
rungen im Bereich der Arbeit an den 
Hochschulen geben. Künftig sind die 
Hochschulen verpflichtet, sich Richtli-
nien für Gute Arbeit in der Wissen-
schaft zu geben, um dem Befristungs-
unwesen entgegenzuwirken. Die Ver-
gütung der Lehrbeauftragten berück-
sichtigt nicht nur ihre Präsenzstunden, 
sondern auch die Vor- und Nachberei-
tung ihrer Veranstaltungen. Zudem 
soll auf die Verabschiedung des Geset-
zes die Verbesserung der Vergütungs-
sätze für Lehrbeauftragte folgen. 

Hochschule: 
Auf Augenhöhe
Wichtiger Schritt zur demokratischen, sozialen und offenen Hochschule 
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der Professorenmehrheit in den Hoch-
schulgremien. Künftig werden alle Sta-
tusgruppen (Professorinnen und Pro-
fessoren, Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter im wissenschaftlichen und tech-
nischen Bereich sowie die Studieren-
den) in Angelegenheiten, die nicht 
unmittelbar Forschung und Lehre be-
treffen, auf Augenhöhe miteinander 
diskutieren und entscheiden. Diese 
Parität ist ein wichtiger Schritt zu 
mehr Mitbestimmung an den Hoch-
schulen. 
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Vor kurzem besuchten der Ge-
schäftsführer der IG Metall 

Erfurt/Nordhausen, Bernd Spitz-
barth, und der Betriebsratsvorsit-
zende des Siemens-Werks Erfurt, 
Mario in der Au, die europäische 
Linksfraktion in Brüssel. Worum 
ging es?

Wir haben Bernd Spitzbarth und 
Mario in der Au eingeladen, damit 
sie in der Linksfraktion im Europa-
parlament über die Situation im Er-
furter Siemens-Werk berichten. 
Obwohl der Betrieb profitabel ist, 
diskutiert der Konzern Schließung 
und Massenentlassungen. Die bei-
den haben den Abgeordneten von 
ihrem Arbeitskampf berichtet. Sie 
haben dort aus den verschiedenen 
Ländern, zum Beispiel aus Portu-
gal, Griechenland und den Nieder-
landen, große Solidarität erfahren.

Massenentlassungen trotz spru-
delnder Gewinne, Betriebsverla-
gerungen oder Firmenschließun-
gen sind überall in Europa ein 
Problem. Welche Möglichkeiten 
hat die europäische Politik, um 
Beschäftigten besser zu schützen?

Der Fall Siemens ist kein rein deut-
sches Problem. Siemens ist ein 
weltweit agierender Großkonzern - 
einer der mächtigsten. Sie haben 
340.000 Angestellte weltweit und 
im letzten Jahr einen Rekordge-
winn erwirtschaftet. Dennoch hat 
der Konzern beschlossen, Arbeits-
plätze vor allem in Europa – hier 
etwa 4.300 – abzubauen, um den 
Profit weiter zu steigern. In Europa 
sind davon vor allem Deutschland 
und die Niederlande betroffen. 
Welche Möglichkeiten haben wir, 
darauf Einfluß zu nehmen? Zu al-
lererst müssen wir Druck auf den 
Konzern erzeugen. Wir haben zum 
Beispiel beantragt, dass sich das 
Plenum des Europaparlaments da-
mit befasst und das Thema auf die 
Tagesordnung setzt. Ich habe den 
Antrag vor vollbesetztem Parla-
ment begründet. Wäre unser Vor-
schlag angenommen worden, hät-
ten die europäische Kommission 
und der Rat eine Stellungnahme zu 
den angekündigten Massenentlas-
sungen abgeben müssen. Doch lei-
der hat die Mehrheit knapp gegen 
uns gestimmt. Aber das war eine 
erste wichtige Aktion, um Öffent-
lichkeit zu schaffen. Zweitens müs-
sen wir über politische Inhalte 
nachdenken. Wir wollen eine Initi-
ative für zwei Kernforderungen in 
Gang zu setzen. Erstens: Massen-
entlassungen bei profitablen Unter-

„Mehr Mitbestimmung!“
Im Interview: Europaabgeordneter Martin Schirdewan (DIE LINKE) 
über europäische Solidarität für die Erfurter Siemens-Beschäftig-
ten aus Europa und die Forderungen nach mehr Mitbestimmung.

nehmen gesetzlich zu untersagen. 
Und zweitens wollen wir Unterneh-
men, die über Jahre öffentliche För-
dergelder bekommen haben, wie 
zum Beispiel Siemens, dazu zwin-
gen, dass sie bei Massenentlassun-
gen trotz Profit die erhaltenen För-
dergelder zurückzahlen müssen.

Mitbestimmung wird von Gewerk-
schaften als wichtiges Instrument 
genannt, um Arbeit sozialer zu ge-
stalten und Kündigungen und 
Werkschließungen zu behindern. 
Wie ist der Stand in Europa?

Die deutsche Arbeitnehmer-Mitbe-
stimmung gilt vielen in Europa als 
exemplarisch. Es gibt viele Nach-
fragen, wie das Modell in andere 
Länder übertragen werden könnte. 
Das obliegt natürlich den National-
staaten. Aber wir müssen bei ge-
werkschaftlicher Mitbestimmung 
und dem Ausbau der Rechte der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer noch viel weitergehen, als 
bisher. Der Angriff läuft auf großer 
Linie. Denn Siemens ist ja nicht der 
einzige Konzern, der so agiert. 
Überall finden massive Umstruktu-
rierungen statt, die tausende Ar-
beitsplätze kosten. Was wir brau-
chen sind transnationale Gewerk-
schaftsstrategien, die wir den Kon-
zernstrategien entgegen setzen. Da-
für müssen Leute miteinander 

reden. Als LINKE im Europaparla-
ment versuchen wir, unseren Teil 
dazu beizutragen, dass der Dialog 
stattfindet und entsprechende Initi-
ativen angestoßen werden. Wir er-
leben ja nicht nur einen Angriff der 
ökonomischen Eliten. Wir sehen 
zum Beispiel in Frankreich auch ei-
nen Angriff der politischen Eliten 
auf Arbeiternehmer-Rechte. Ein 
Argument ist dabei immer die 
deutsche Niedrigkosten-Politik, wo 
die Löhne im Vergleich zur Pro-
duktivität nicht ausreichend gestie-
gen sind – die Real-Löhne also so-
gar gesunken sind. So wird auch 
Kostendruck auf andere Länder 
ausgeübt, die durch Kürzungen und 
den Abbau von Rechten der Arbei-
ternehmer dem Stand zu halten 
versuchen. Unsere Aufgabe als 
deutsche Linke in Europa ist, die 
Lohnpolitik in Deutschland umzu-
drehen – also die Gewerkschaften 
hier zu stärken. Damit erleichtert 
man auch gewerkschaftliche Kämp-
fe in anderen Ländern.

Dr. Martin Schirdewan (*1975) ist Abge-
ordneter der Europaparlaments für DIE 
LINKE und ist unter anderem für Thürin-
gen zuständig. Er hat ein Wahlkreisbüro 
in Weimar und lud gemeinsam mit der 
Abgeordneten Gabi Zimmer und auf Ver-
mittlung der Thüringer Linksfraktion die 
Vertreter der Erfurter IG Metall und des 
Siemens-Betriebsrats nach Brüssel ein.

Ziele

Endlich gleicher 
Lohn! 
Der „Equal Pay Day“ fiel in diesem 
Jahr auf den 18. März. Bis zu diesem 
Tag arbeiten Frauen faktisch um-
sonst, bis sie den Lohnunterschied 
von 21 Prozent gegenüber Männern 
aus dem Vorjahr aufgeholt haben. 
Der Lohnunterschied zwischen den 
Geschlechtern ist bis heute ein be-
deutendes gesellschaftliches Prob-
lem.
„Die Lohn-Lücke von 21 Prozent zwi-
schen den durchschnittlichen Brutto-
stundenlöhnen von Männern und 
Frauen hat mehrere Ursachen. Die 
Folge aber bleibt immer gleich: Frau-
en bekommen für ihre Erwerbsarbeit 
weniger Lohn. Dies hat Auswirkungen 
auf die Höhe der Einkommen für 
Frauen und auch deutlich auf deren 
Altersarmut«, erklärte Ina Leukefeld, 
Sprecherin für Arbeitspolitik der Frak-
tion DIE LINKE im Thüringer Landtag. 
Gemeinsam mit Abgeordneten von 
SPD und Grünen hatte DIE LINKE in 
diesem Jahr zu einer Aktion vor dem 
Parlament in Erfurt aufgerufen. Auch 
Thüringens Ministerpräsident Bodo 
Ramelow (DIE LINKE) war dabei. 
Leukefeld sagte am Rande der Veran-
staltung: „Der prozentuale Lohnunter-
schied, der auch als ´Gender Pay 
Gaṕ  bezeichnet wird, wird durch ver-
schiedene Faktoren verstärkt. Zum 
einen durch familiäre Verpflichtun-
gen, wie Kinder oder zu pflegende An-
gehörige, und zum anderen durch da-
mit verbundene Erwerbsarbeitsunter-
brechungen oder Teilzeitarbeit.“
Karola Stange, die Sprecherin der 
Thüringer Linksfraktion für Gleichstel-
lungspolitik, fügt hinzu: „Die Kritik an 
der Lohnlücke muss diese strukturel-
len Ungleichheiten in Gesellschaft 
und auf dem Arbeitsmarkt einschlie-
ßen und fragen, warum diese beste-
hen. Frauen üben neben der Erwerbs-
arbeit immer noch die Hauptlast der 
unbezahlten Arbeit in der Familie und 
im Haushalt aus. Die geschlechter-
spezifische Verteilung solcher Arbeit 
wirkt sich nicht nur darauf aus, wie 
viele Kapazitäten eine Frau in die Er-
werbsarbeit einbringen kann, son-
dern auch darauf, welcher Erwerbsar-
beit welcher Wert zugewiesen wird. 
Da die Arbeitsanforderungen von Sor-
ge, Erziehung und Pflege als gering 
eingestuft werden - denn Frauen wird 
die Ausübung dieser Tätigkeiten rol-
lenspezifisch und ‚natürlich‘ zuge-
schrieben - hinkt die monetäre und 
gesellschaftliche Anerkennung hinter 
anderen Berufsfeldern hinterher.“
„Um die Lohnlücke zu schließen, 
muss auch ein Umdenken bei der ge-
schlechterspezifischen Verteilung von 
privater Sorge, Pflege und Erziehung 
erfolgen. Damit es nicht immer die 
Frauen sind, die deswegen beruflich 
zurückstecken müssen. Außerdem 
müssen diese Berufsfelder eine Auf-
wertung erfahren“, forderten die bei-
den Fachpolitikerinnen der LINKEN, 
Leukefeld und Stange.
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Zum 200. Geburtstag von Karl 
Marx bieten die Erfurter Hoch-
schulen eine Veranstaltungsreihe 
an. Zum Auftakt sprach Thürin-
gens Ministerpräsident Bodo Ra-
melow (DIE LINKE) vor vollem 
Saal zur Arbeitswelt im 21. Jahr-
hundert. 

Er betonte Herausforderungen, 
Chancen und Gefahren der Digitali-
sierung von Gesellschaft und Arbeit. 

In Anlehnung an eine Formulierung 
von Marx sagte er: „Das Daten-Design 
bestimmt das Bewusstsein.“ Und mit 
Blick auf eine an der Universität Jena 
eingemottete Marx-Büste forderte er: 
„Es wäre Zeit, Marx auch in Jena wie-
der aus dem Keller zu holen!“

In den nächsten Wochen stehen un-
ter anderem Vorträge zu „Materialisti-
scher Theorie des Rechts“ (8. Mai, Son-
ja Buckel), „Feministischer Kritik des 

marxistischen Arbeitsbegriffs“ (15. 
Mai, Gisela Notz), „Erforschung des 
historischen Kapitalismus - mit und 
gegen Marx“ (29. Mai, Heide Gersten-
berger) und „Postmarxismus und Per-
formance - eine lateinamerikanische 
Perspektive“ (19. Juni, Amalia Barbo-
za) auf dem Programm.

Mehr Informationen: www.fh-erfurt.
de/ringvorlesung

200 Jahre Karl Marx!
Veranstaltungsreihe der Erfurter Hochschulen
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Die Gewinne sprudeln, die Auf-
träge laufen und dennoch set-

zen Unternehmen ihre Mitarbei-
ter*innen auf die Straße, schließen 
ganze Standorte. Ob Coca-Cola in 
Weimar, Siemens in Erfurt oder 
jüngst Aerospace, deren Aktionäre 
unter anderem die Bundesrepublik 
Deutschland und Frankreich sind. 
Alle drei Unternehmen eint die 
neue vermeintliche Erfolgsmaß-
nahme der Umstrukturierung. 
Doch das bedeutet nichts anderes 
als Profitmaximierung durch Ent-
lassung. 

Welchen Einfluss kann die Politik 
nehmen, um Massenentlassungen zu 
verhindern? Im Artikel 14 des 
Grundgesetzes heißt es: „Eigentum 
verpflichtet. Sein Gebrauch soll zu-
gleich dem Wohle der Allgemeinheit 
dienen.“ Doch verpflichtet das 
Grundgesetz Unternehmen wirklich 
zur Übernahme von gesellschaftli-
cher Verantwortung? Wie können 
Politik, Gewerkschaften und Gesell-
schaft die Firmen dazu bewegen, die 
Verantwortung auch tatsächlich 
wahrzunehmen? Und wie kann be-

triebliche Mitbestimmung weiter 
ausgebaut werden?

Diese Fragen diskutieren wir mit: 

Heike Werner (DIE LINKE), Ministerin 
für Arbeit und Soziales, Gesundheit, 
Frauen und Familie in Thüringen

Gabi Zimmer, Europaabgeordnete 
aus Thüringen und Fraktionsvorsit-
zende der Linksfraktion GUE/NGL 

Entlassungen trotz  
Milliarden-Gewinnen? 
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Immer auf dem Laufenden bleiben! 
Mehr Infos über die Arbeit unserer 
Landtagsfraktion finden Sie hier:

Parlamentsreport
Alle zwei Wochen erscheint der Parla-
mentsReport unserer Fraktion als Bei
lage zur Thüringer UNZ – Unsere neue 
Zeitung (www.unz.de). Darin finden Sie 
unsere wichtigsten Themen, aktuelle 
Gesetzesinitativen, Auszüge aus Land-
tagsreden, Berichte über Aktionen und 
Veranstaltungen, Hintergrundinforma
tionen und vieles mehr. Online können 
Sie die aktuelle Ausgabe, sowie alle 
alten Ausgaben jederzeit im Internet 

nachlesen (www.die-linke-thl.de/nc/
mediathek/parlamentsreport).

Web 2.0
Aktuelle Informationen über die Arbeit 
unserer Fraktion finden Sie auch auf 
www.twitter.com/Linke_Thl und bei 
www.facebook.com/linke.Thueringen, 
Videos von Reden und Aktionen bei 
www.youtube.com/Linksfraktionthl 
sowie Fotos unter www.flickr.com/
linksfraktion-thueringen.

Video-Livestream
Einen Video-Livestream von den meist 
einmal im Monat stattfindenden Ple

narsitzungen des Thüringer Landtages 
finden Sie während der Sitzungen auf 
unserer Webseite (www.die-linke-thl.de) 
und auf der Internetseite des Landtages 
(www.landtag.thueringen.de) eingeblen-
det. Dort finden Sie auch die Termine 
der Sitzungen.

Im Internet
Aktuelle Infos aus unserer Fraktion, 
Pressemitteilungen, die Kontakte zu 
unseren Abgeordneten, Termine, Reden 
und Anträge unserer Fraktion, Broschü-
ren und Flugblätter sowie Hintergrund-
infos zu unseren Positionen finden Sie 
im Internet unter www.die-linke-thl.de.

im Europaparlament

Martin Schirdewan (DIE LINKE), 
Linksfraktion GUE/NGL im Euro-
paparlament

Sandro Witt, stellvertretender Vorsit-
zender des DGB Bezirks Hessen/
Thüringen 

Zeit: Mittwoch, 9. Mai, um 18 Uhr
Ort: RedRoxx, Pils 29, Erfurt

gelesen

Rechte im Betrieb
von Sören Frerks

Das Buch „Von Biedermännern und 
Brandstiftern“ analysiert die Ver-

suche der AfD und ihrer Netzwerke, 
in die Arbeitnehmer*innen-Vertre-
tung vorzudringen und Gewerkschaf-
ten zu bekämpfen. Der Band unter-
sucht Grundlagen des Rechtspopulis-
mus im Betrieb und Gesellschaft und 
nennt Handlungsmöglichkeiten dage-
gen. Die Beiträge bieten einen fun-
dierten Überblick. Erkenntnisreich ist 
Tammo Grabberts Ausarbeitung zur 
Entstehung des Rechtspopulismus. 
Er macht deutlich, dass die AfD ihren 
Weg in die Parlamente aus der „Mitte 
der Gesellschaft“ angetreten hat. In 
dem Beitrag „Was wollen die Rechts-
populisten?“ untersucht Thomas Leif 
die Strategien der AfD. Es wird deut-
lich: Die Partei ist keine Protestpartei, 
sondern hat einen ausgefeilten Plan, 
um die Gesellschaft nach rechts zu 
verschieben. Und Mark Haarfeldt be-
schreibt, wie AfD und Co. versuchen, 
Arbeiter*innen und Gewerkschafter 
als Wähler*innen zu gewinnen. Auf 
der rechten Agenda stehen Hetze ge-
gen Flüchtlinge, ein instrumentelles 
Verhältnis zu angeblich sozialen For-
derungen sowie das Spiel mit Ab-
stiegsängsten.
Die Beiträge liefern für die Auseinan-
dersetzung in Betrieben und für die 
gewerkschaftliche Bildungsarbeit Ar-
gumente, um die AfD als das zu ent-
larven, was sie ist: neoliberal, völ-
kisch, rassistisch, reaktionär und 
nicht das Sprachrohr einer solidari-
schen Arbeiterklasse. Es wird deut-
lich: In den Gewerkschaften wurde 
die Notwendigkeit einer kritischen 
Auseinandersetzung mit der AfD er-
kannt.

Allmendinger / Fährmann / Tietze 
(Hg.): Von Biedermännern und 
Brandstiftern. Rechtspopulismus in 
Betrieb und Gesellschaft, VSA Ver-
lag, 2017, 14,80 Euro.


